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Rumänische Grenzpolizei
findet 91 Menschen in
Lastwagen eingepfercht
Bukarest. Die rumänische Grenz-
schutzpolizei hat 91 in einem
Lastwagen eingepferchte Men-
schen gefunden, die auf der Flucht
nach Westeuropa waren. Die Be-
hörden teilten am Dienstag mit,
dass die aus Irak und Syrien Ge-
flüchteten in dem Lastwagen die
Grenze zwischen Rumänien und
Ungarn überqueren wollten. In
dem türkischen Fahrzeug, das Au-
tomobilteile transportierte, fand
die Polizei auch 29 Kinder. AFP/nd

Buffett kritisiert Entwurf
für Obamacare-Umbau
Omaha. US-Milliardär Warren
Buffett hat die Pläne der Repub-
likaner zum Umbau des US-Ge-
sundheitssystems als Steuerge-
schenk für Spitzenverdiener kri-
tisiert. Der Entwurf der Partei von
Präsident Donald Trump zur Neu-
ordnung der »Obamacare«-Kran-
kenversicherung könne auch als
»Gesetz zur Hilfe von Reichen«
betitelt werden, sagte der Bör-
senspekulant am Dienstag dem
US-Sender PBS.
Er habe vermögende Freunde,

die durch die geplante Reform der
Krankenversicherung zehn Milli-
onen Dollar und mehr an Abga-
ben an den Fiskus sparen wür-
den, so Buffett. Bei ihm selbst
würden die Steuern dadurch um
17 Prozent geringer ausfallen,
sagte der 86-Jährige. dpa/nd

Brasiliens Präsident
bestreitet Korruption
Brasília. Der brasilianische Präsi-
dent Michel Temer hat die gegen
ihn erhobenen Korruptionsvor-
würfe zurückgewiesen. Temer
sagte am Dienstag in Brasília, die
Anschuldigungen der obersten
Anklagebehörde seien eine »Fik-
tion«. Es gebe keine Beweise, dass
er Bestechungsgelder angenom-
men habe. Temer wird vorgewor-
fen, 500 000 Real (rund
130 000 Euro) Schmiergeld vom
Chef eines Fleischkonzerns ange-
nommen zu haben. AFP/nd

FARC-Gewehre zu
Friedensmonumenten
Mesetas. Nach einem halben Jahr-
hundert des internen Konflikts in
Kolumbien hat die linke Guerilla-
organisation Revolutionäre
Streitkräfte Kolumbiens (FARC)
offiziell ihre Waffen niedergelegt.
Die 6803 Kämpfer hätten den Ver-
einten Nationen ihre 7132 Waf-
fen übergeben, sagte der UN-Mis-
sionschef Jean Arnault am Diens-
tag bei einer Zeremonie in Mese-
tas, an der auch Präsident und
Friedensnobelpreisträger Juan
Manuel Santos und FARC-Chef
Rodrigo Londoño teilnahmen. Die
Waffen sollen eingeschmolzen
und als Friedensmahnmale in Ko-
lumbien, in New York am Sitz der
Vereinten Nationen und in Ha-
vanna, dem Ort der fast vierjäh-
rigen Friedensverhandlungen, an
das Ende des Konflikts erinnern.

Noch lange Ermittlungen
zu Nemzow-Mord
Moskau. Die Suche nach den Hin-
termännern des Mords an dem
russischen Oppositionellen Boris
Nemzow dürfte nach Einschät-
zung des Kremls noch Jahre dau-
ern. Dieser Fall gehöre zu den
schwierigsten, doch das heiße
nicht, dass die Fahndung nach den
Verbrechern aufgegeben werde,
sagte Kremlsprecher Dmitri Pes-
kow am Mittwoch in Moskau.
dpa/nd

Verlorene Illusionen
Das Verhältnis USA-Russland bleibt so schlecht wie seit dem Kalten Krieg nicht mehr
Ein Treffen der Staatschefs der USA
und Russlands am Rande der G20
ist ungewiss, die EU verlängert ihre
Sanktionen. Keine Besserung im
Ost-West-Verhältnis.

Von Klaus Joachim Herrmann

Es rettet Russland vor dem üblichen
Verdacht auf Täterschaft nicht ein-
mal, wenn es selbst Opfer wird. »Der
Glaube an allmächtige russische Ha-
cker, die den Lauf der Weltgeschich-
te bestimmen, ist heute offiziell als
Religion anerkannt worden«, vermel-
det die (Satire-)Webseite »Der Pos-
tillon« am Mittwoch. Besonders in
den USA, aber auch in Deutschland
erfreue sich die Glaubensgemein-
schaft immer größeren Zulaufs.
Zuvor war die dubiose Warnung

aus Washington vor einer Giftgasat-
tacke in Syrien mit der Schuldzu-
weisung an dessen Präsidenten Ba-
schar al-Assad verbunden. Damit hät-
te auch dessen russischer Amtskolle-
ge und Verbündeter Wladimir Putin
die Hände im Spiel. Beweise keine.
Das Urteil ist gefällt, die Strafe aus-
gesprochen, fehlt nur noch die Untat
– die wird »vorbereitet«.
Das Ost-West-Verhältnis ist so

schlecht wie seit dem Kalten Krieg
nicht mehr. Erreichte es unter Präsi-
dent Barack Obama auch einen Tief-
punkt, kann es durchaus noch kälter
werden. Gar eine »russophobe Beses-
senheit« machte der russische Chef-
diplomat Sergej Lawrow aus. Die Ent-

scheidung des Kongresses für neue
Sanktionen überraschte Moskau.
Sachliche Begründungen habe er nicht
erkennen können. Der obligate Hin-
weis, dass die Aufhebung der Strafen
erfolge, wenn Russland den Minsker
Vertrag erfülle, nötigte Lawrow diese
Erwiderung ab: Im Vertrag stehe, wer
was in welcher Reihenfolge zu erfül-
len habe. Die Ukraine komme ihren
Verpflichtungen nicht nach, aber
Russland werde sanktioniert. So sieht
es Moskau auch bei der Verlängerung
der Wirtschaftssanktionen durch die
EU bis zum 31. Januar 2018.
Zur Bestrafung auserwählte Rus-

sen wie Leitwolf Alexander Saldos-
tanow wundern sich nicht einmal
mehr. Es sei ihm egal, dass das US-Fi-
nanzministerium gegen seinen Mo-
torradklub »Nachtwölfe« Sanktionen
verhängt habe. Das habe keine Be-
deutung und ändere seine Weltsicht
nicht. Immerhin freute er sich über
die unerwartete Aufmerksamkeit,
ließ er russische Medien wissen.
Auch sein Land hat mit den Sank-

tionen leben gelernt und versucht, ih-
nen Gutes abzutrotzen. »Wir muss-
ten unsere Köpfe anstrengen, Talen-
te aktivieren und uns auf Ressourcen
in Schlüsselbereichen konzentrie-
ren«, beschied Präsident Putin die
Bürger in seiner TV-Sprechstunde.
Eine etwas anderer Dimension be-

klagt Alexej Puschkow. Der einfluss-
reiche Vorsitzende des Auswärtigen
Ausschusses der Staatsduma spricht
vom Streben des Washingtoner Kon-

gresses, »all das zu zerstören, was den
Ausstieg aus dem Kalten Krieg er-
möglichte«. Dabei verweist er auf Be-
strebungen, aus dem INF-Vertrag
über die Vernichtung der Raketen
kürzerer und mittlerer Reichzweite
(INF) auszusteigen.
Beide Seiten werfen sich Verstöße

gegen den Vertrag von 1987 vor. Hin-
zu kommt der Streit um das Vorrü-

cken der NATO bis an die Grenzen
Russlands. Unter Hinweis auf die Krim
und Syrien beklagt der Westen Russ-
lands Vorrücken als Großmacht mit
neuen Ansprüchen. Dazu der Ab-
schuss eines russischen Jets in syri-
schen Diensten durch die USA oder
provokantes Annähern eines NATO-
Jets an die Regierungsmaschine des
Verteidigungsministers Sergej Schoi-
gu am 21. Juni über der Ostsee.
In Russland jedenfalls schließen

rund 30 Prozent der Bürger einen
Krieg mit den USA nicht aus, wie ei-
ne Umfrage des Meinungsfor-

schungsinstitutes WZIOM ergab. In
der Onlinezeitung lenta.ru kommen-
tierte Wladimir Dschabarow, Erster
Vizechef des Auswärtigen Ausschus-
ses im Föderationsrat: »Theoretisch
wäre das möglich, denn in unseren
Beziehungen gibt es allzu viele Prob-
leme.« Die Oberhausvorsitzende Wa-
lentina Matwijenko hofft, »dass sich
die Zeiten ändern werden«. Aber die
USA verhielten sich gegenüber Russ-
land wie zu einem »toxischen Land«.
Wer mit dem Botschafter spreche,
komme auf die schwarze Liste.
Der Kreml wirkt desillusioniert. Er

hatte einige Hoffnung in den neuen
Mann in Washington gesetzt, die die-
ser mit Ankündigungen eines besse-
ren Umgangs genährt hatte. Noch im
April herrschte der russischen Vize-
UN-Botschafter Wladimir Safronkow
den britischen Vertreter Matthew Ry-
crof an: »Ihr habt wohl Angst be-
kommen, die Ruhe verloren, dass wir
mit den Vereinigten Staaten zusam-
menarbeiten werden.«
Als Kremlchef Putin zum Jahres-

ende US-amerikanische Diplomaten-
kinder zum Jolkafest einlud und nicht
ihre Eltern rausschmiss, tat er dem
neuen US-Präsidenten einen Gefal-
len. Weil er keinen groben Keil auf
den groben Klotz setzte, schien er Do-
nald Trump eine Korrektur zu erspa-
ren. Barack Obamas Last-Minute-At-
tacke ließ er ins Leere laufen. Doch
blieb die souveräne Geste unerwi-
dert. Nicht einmal ein Treffen auf dem
G20-Gipfel ist bislang vereinbart.

»Der Glaube an
allmächtige russische
Hacker, die den Lauf
der Weltgeschichte
bestimmen, ist heute
offiziell als Religion
anerkannt worden.«
Der Postillon

Hindukusch
im Visier
NATO will mehr Truppen –
Moskau sucht anderen Weg

Von Olaf Standke

Wenn die NATO-Verteidigungs-
minister am Donnerstag im Brüs-
seler Hauptquartier am Tagungs-
tisch sitzen, ist Streit program-
miert. Denn es geht unter ande-
rem um die mittelfristigen Pla-
nungen in Afghanistan. Die Alli-
anz, die ihren Kriegseinsatz am
Hindukusch Ende 2014 offiziell
beendete, hat dort noch immer
13 600 Soldaten für die soge-
nannte Beratungs- und Ausbil-
dungsmission »Resolute Support«
stationiert. Die Bundeswehr istmit
980 Soldaten beteiligt. Das Gros
der Einheiten aber stellen die US-
Streitkräfte, rund 8400 Soldaten.
Aus Washington kam dann

auch die nachdrückliche Forde-
rung, diese Verbände deutlich
aufzustocken, verschlechtert sich
doch die Sicherheitslage perma-
nent. Wie die Südprovinz Hel-
mand an der Grenze zu Pakistan
kontrollieren die Taliban nach
Pentagon-Angaben inzwischen
wieder rund elf Prozent des af-
ghanischen Territoriums; ein wei-
teres knappes Drittel sei heftig
umkämpft, wobei die Regierungs-
truppen überfordert sind und un-
ter wachsendem Druck stehen.
Neutrale Beobachter sehen die ra-
dikalen Islamisten sogar noch
stärker auf dem Vormarsch. Zu-
dem versucht die Dschihadisten-
miliz Islamischer Staat über das

Haqqani-Netzwerk mit öffentlich-
keitswirksamen Terroranschlägen
am Hindukusch Fuß zu fassen.
Druck will NATO-Generalse-

kretär Jens Stoltenberg jetzt auch
den Verbündeten machen. Denn
die jüngste Truppenstellerkonfe-
renz war aus seiner Sicht eine gro-
ße Enttäuschung. Er hatte im Vor-
feld von einigen Tausend zusätz-
lichen Soldaten gesprochen, in
Washington war von 3000 bis
5000 die Rede. Dort hat Präsident
Donald Trump diese Frage direkt
in die Hände des Pentagon gelegt.
Zugleich gibt es aber politische
Leerstellen. Laurel Miller, der
Sondergesandte der US-Regie-
rung für Afghanistan und Pakis-
tan, ist gerade zurückgetreten. Ein
Nachfolger wurde nicht ernannt –
Trump hatte versprochen, die
Ausgaben für diplomatische Ein-
sätze zu kürzen. Nur ist die Ab-
teilung für Süd- und Zentralasien,
die Millers Aufgaben übernehmen
soll, selbst führungslos, weil der
neue Staatssekretär immer noch
nicht nominiert ist.
Bislang haben 15 NATO-Alli-

ierte und Partnerländer lediglich
1500 weitere Soldaten für den Af-
ghanistan-Einsatz in Aussicht ge-
stellt. Bundeskanzlerin Angela
Merkel hatte zuletzt eine deut-
sche Aufstockung abgelehnt. In
Brüssel betont man, dass jetzt vie-
les von den Planungen in Wa-
shington abhänge.
Derweil warnen die radikalen

Islamisten die USA und ihre
NATO-Partner davor, mehr Trup-
pen nach Afghanistan zu schi-
cken. »Wenn ihr denkt, dass ihr
unsere Entschlossenheit brecht
mit eurer militärischen Präsenz
und einem Truppenaufbau, dann
macht ihr einen Fehler«, tönte Ta-
libanchef Haibatullah Achundsa-
da. Ehrenhafte Afghanen würden
sich nie unterwerfen. In Moskau
sucht man schon seit geraumer
Zeit nach einem alternativen Kurs
und beriet mit Vertretern aus Chi-
na, Pakistan und Iran über die Zu-
kunft Afghanistans. Die USA ha-
ben im April eine Einladung ab-
gelehnt. Russland scheint dabei
auch Verhandlungen mit den Ta-
liban anzustreben; die Aufhebung
von Sanktionen gegen einige Füh-
rer könnte ein erster Schritt sein.

»Wir erwarten beim
NATO-Treffen am
Donnerstag
Ankündigungen für
weitere Truppen.«
NATO-Sprecher Cazalet

Zwischen die Maschine mit dem russischen Verteidigungsminister und eine NATO-F16 schiebt sich die russische Su-27 – und zeigt die Waffen. Screenshot: YouTube

111-facher Protest gegen türkische Staatswillkür
Dozentin und Lehrer in Ankara weiter im Hungerstreik / Innenminister beschimpft sie als Terroristen

Nach 111 Tagen Hungerstreik zwei-
er Akademiker haben türkische
Künstler und Intellektuelle die Re-
gierung zum Handeln aufgefordert.
Eine Zeitungsanzeige trägt die Na-
men von 111 Personen.

Von Jan Keetman

Eine Dozentin für Literatur, Nuriye
Gülmen, und ein Grundschullehrer,
Semih Özakca, haben ihren Hunger-
streik für ihre Wiedereinstellung bis
an den Rand des Todes getrieben.
Beide gehören zu den gut 100 000
Personen, die seit der Verkündungdes
Ausnahmezustandes nach dem
Putschversuch vom 17. Ju-li entlas-
sen wurden. Außer ihrer Wiederein-
stellung fordern sie auch die Rück-
kehr zumindest eines Teils der übri-
gen Entlassenen und die Aufhebung
des Ausnahmezustandes in der Tür-
kei.
Weil ihr Hungerstreik, den sie öf-

fentlich in Ankara durchführten, Auf-
sehen erregt hat, wurden die beiden
Hungerstreikenden des Terrorismus
beschuldigt und inhaftiert. Die Logik
ist ebenso klar wie universell ein-
setzbar: Wer gegen Maßnahmen der
Regierung protestiert, die eventuell
sogar zu landesweiten Unruhen wie
2013 nach der Räumung des Gezi-
Parkes in Istanbul führen könnten,
handelt im Sinne oder auch im Auf-
trag von Terrororganisationen, die
auf diese Weise die Regierung stür-
zen wollen.

Die gleiche Logik wendet nun In-
nenminister Süleyman Soylu gegen
die Unterzeichner einer Petition an,
die den Staat auffordert, den beiden
Hungerstreikenden entgegenzukom-
men, um ihren Tod zu verhindern. Zu
den Unterzeichnern gehören Promi-
nente wie der Musiker Arif Sag, die
Schriftstellerin Elif Safak, der Jour-
nalist Can Dündar, der Parlaments-
abgeordnete Ufuk Uras und die
Schauspielerin Lale Mansur. Insge-
samt 111 Intellektuelle haben die Pe-
tition unterzeichnet. Die Zahl der Un-
terzeichner steht symbolisch für den
111. Tag des Hungerstreiks.
Die Unterzeichner der Petition sei-

en doch Leute, die weder der Polizei,

noch dem Geheimdienst, weder
Staatsanwälten noch Richtern ver-
trauen würden, wetterte Soylu. Statt-
dessen setzten sie sich für Leute ein,
die Mitglieder einer Terrororganisa-
tion seien und die Wirklichkeit ver-
drehten. »Wissen Sie überhaupt, was
Sie da unterschrieben haben?« fragt
der Minister schließlich rhetorisch die
Intellektuellen. Mit Mitgliedern einer
Terrororganisation, er nennt die »Re-
volutionäre Volksbefreiungspartei-
Front«, meint Soylu die Hunger-
streikenden, obwohl diese bisher
nicht verurteilt sind.
Nach Auskunft zweier Abgeordne-

ter, die die Hungerstreikenden im
Gefängnis besuchen durften, hat der

Zustand der beiden Hungerstreiken-
den, die seit rund vier Monaten nur
Flüssigkeiten und Vitamintabletten
zu sich nehmen, mittlerweile ein kri-
tisches Stadium erreicht. Die bereits
vorher sehr schlank wirkende Nuriye
Gülmen hat 14 kg Gewicht verloren,
Semih Özakca sogar 23 kg. Beide ha-
ben Herzbeschwerden und können
kaum noch gehen.
Eine wirkliche Alternative zum öf-

fentlichen Protest haben die Ge-
schassten kaum, denn wegen des
Ausnahmezustandes können sie ihre
Entlassung nicht gerichtlich anfech-
ten. Zu Jahresbeginn wurde zwar ei-
ne Kommission ins Leben gerufen, die
die Entlassungen überprüfen soll,
aber schon personell gar nicht in der
Lage ist, mehr als 100 000 Fälle zu
beurteilen. Aufgrund der Umbeset-
zungen auf allen Ebenen der Justiz ist
deren Neutralität bei Klagen gegen
Maßnahmen der Regierung ohnehin
zweifelhaft.

Immer wieder versucht die Polizei, Unterstützer der Hungerstreikenden von der
Straße abzudrängen, hier am 19. Juni in Ankara. Foto: AFP/Adem Altan

Gut, daß es Dich gab!

Dr. Peter Wambach
29.06.1937 – 01.11.2011
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